
Stand: 04.11.2025 01:52:42

Vorgangsmappe für die Drucksache 17/18253

"Möglichkeit zur Senkung von Fleischbeschaukosten für Kreisverwaltungsbehörden schaffen!"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 17/18253 vom 26.09.2017

2. Plenarprotokoll Nr. 111 vom 27.09.2017

3. Beschlussempfehlung mit Bericht 17/19136 des UV vom 15.11.2017

4. Beschluss des Plenums 17/19428 vom 29.11.2017

5. Plenarprotokoll Nr. 117 vom 29.11.2017



 

17. Wahlperiode 26.09.2017 Drucksache 17/18253 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Johann Häus-
ler, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, 
Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Dr. Leopold 
Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Alexander Muthmann, Prof. 
Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, 
Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Möglichkeit zur Senkung von Fleischbeschaukosten für Kreis-
verwaltungsbehörden schaffen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, für kleinere und mittlere Metz-
gereien sowie bei der Untersuchung von Wildschweinen bei der Ge-
bührenfestsetzung im Rahmen der Schlachttier- und Fleischuntersu-
chung einen Ermäßigungstatbestand zu schaffen. 

 

 

Begründung: 

Nach den europaweit geltenden Normen des EU-Hygienepakets, ins-
besondere den Verordnungen (EG) Nr. 853/2004 und (EG) 
Nr. 854/2004, müssen Nutztiere vor und nach der Schlachtung unter-
sucht werden, wenn ihr Fleisch zum Genuss für Menschen bestimmt 
ist. Diese Untersuchung ist eine staatliche Aufgabe und kann nur 
durch Tierärzte und amtliche Fleischbeschauer, die vom Landratsamt 
beauftragt werden, erfolgen. Aufgrund der gesetzlichen Vorschriften 
müssen die Kreisverwaltungsbehörden kostendeckende Gebühren 
erheben. Das Bayerische Kostenverzeichnis gibt hier differenziert 
nach Tierart verschiedene Gebührenrahmen vor. Zum Beispiel liegt 
der Gebührenrahmen bei einem Schwein (mind. 25 Kilogramm) zwi-
schen einem und 30 Euro je Tier. Besonders die Landkreise differen-
zieren ihre Gebühren massiv nach der Anzahl der zu schlachtenden 
Tiere. So betragen im Landkreis Aichach-Friedberg die Untersu-
chungskosten für das erste bis fünfte Tier jeweils 20,62 Euro, wäh-
rend ab dem 120. Tier die Kosten pro Tier sich nur noch auf 
10,96 Euro belaufen. Diese hohe Differenz geht massiv zu Lasten der 
kleineren und mittleren Metzgerbetriebe und muss dringend ange-
passt werden. 

Auch die Dauerdebatte um die teils hohen Beschaukosten für Wild-
schweine ruft nach einer praxistauglichen Lösung. Gerade vor dem 
Hintergrund der Afrikanischen Schweinepest muss alles getan wer-
den, dass möglichst viele Frischlinge erlegt werden. Dies scheitert 
häufig an zu hohen Beschaugebühren. 

 



aufgeführt, was Sie an Europa nicht sehen. Somit 
bleibt die Frage offen, was Sie denn eigentlich sehen. 
Wo sind die Vorschläge? Wo sind Ihre Vorschläge für 
ein funktionierendes Europa von morgen? Das ist die 
erste Frage.

Das andere ist, wo Sie im Dringlichkeitsantrag der 
CSU-Fraktion einen Ansatz für ein Europa von mor-
gen sehen. Weshalb tun Sie so, als gehe es darum, 
dass Bulgarien und Rumänien nächstes oder über-
nächstes Jahr in den Schengenraum kommen? Jun-
cker hat nichts anderes gesagt, als dass er möchte, 
dass an den Kriterien und den Voraussetzungen gear-
beitet wird. Es steht völlig außer Frage und wird von 
keinem von uns behauptet, derzeit seien die Kriterien 
für den Beitritt Rumäniens zum Schengenraum erfüllt. 
Aber Herr Juncker hat natürlich gesagt: Wenn die Kri-
terien erfüllt sind, haben sie das Recht zum Beitritt. 
Und dann sollen sie auch beitreten; denn das macht 
Sinn! Hier würde mich interessieren, weshalb Sie 
ständig so tun, als gehe es um den morgigen Beitritt 
des heutigen Rumänien oder des heutigen Bulgarien. 
Das hat Juncker niemals gesagt. Weshalb erzählen 
Sie hier in Bayern eine völlig andere Botschaft als Ihre 
Vertreter auf der europäischen Ebene?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Staatsministerin Dr. Beate Merk (Europaangelegen-
heiten): Liebe Frau Kamm, es ist immer etwas proble-
matisch, wenn man von "immer" und von "ständig" 
spricht. Das würde ich an Ihrer Stelle nicht tun.

(Zuruf der Abgeordneten Christine Kamm 
(GRÜNE))

Es geht hier um etwas ganz Konkretes. Es geht 
darum, dass die Menschen in Deutschland im Mo-
ment in einer Situation von Angst und Sorge sind. Das 
liegt an verschiedenen Erfahrungen, die sie gemacht 
haben, vor allem auch solchen der Kriminalität in un-
serem Land. Wenn diese Menschen eine Rede hören, 
in der ein Präsident, zumal häufig durch mediale Be-
richterstattung verkürzt, davon spricht, dass man den 
Schengenraum bzw. den Euroraum erweitern solle, 
dann verstehen die Menschen nicht, was das bedeu-
tet.

(Beifall bei der CSU – Zurufe der Abgeordneten 
Christine Kamm (GRÜNE))

– Frau Kamm, jetzt bin ich dran, bitte, Sie hatten jetzt 
Ihre Chance. Frau Kamm, wenn etwas in den Verträ-
gen steht, warum muss man es dann permanent wie-
derholen? Ich dachte, dies sei eine Rede, die zeige, 
wohin sich Europa in der allernächsten Zeit entwi-
ckeln werde. Wir stehen selbstverständlich zu den 
Verträgen. Selbstverständlich stehen wir dazu, dass 

Länder, die die Voraussetzungen erfüllen und auch 
nachweisen können, das Recht zu bestimmten Din-
gen haben, etwa dazu, dem Euroraum oder dem 
Schengenraum beizutreten. Aber fragen Sie die Län-
der doch einmal: Wollen die das überhaupt? Das ist ja 
in aller Regel gar nicht der Fall. Ich meine deshalb, 
dass wir diese Länder zu diesem Glück nicht zwingen 
sollen. Stattdessen müssen wir sie dort beraten, wo 
sie Unterstützung brauchen, um die Voraussetzungen 
zu schaffen. Hier können wir ihnen sicherlich helfen, 
damit das klappt. Natürlich wäre es im Endeffekt für 
Europa schöner, wenn noch mehr Länder den Euro 
als Währung hätten. Wir sollten die Länder aber nicht 
zu ihrem Glück zwingen. Lassen wir ihnen die Mög-
lichkeit, eigenverantwortlich zu entscheiden, wie und 
wann sie diese Anträge stellen.

(Beifall bei der CSU – Zuruf der Abgeordneten 
Christine Kamm (GRÜNE))

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Weitere Wort-
meldungen liegen mir nicht vor. Damit ist die Ausspra-
che geschlossen. Wir kommen jetzt zur Abstimmung. 
Dazu werden die Anträge wieder getrennt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag der CSU-Fraktion auf 
der Drucksache 17/18248 seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist 
die CSU-Fraktion. Gegenstimmen? – Das sind die 
SPD-Fraktion und die Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Das ist die Fraktion 
der FREIEN WÄHLER. Damit ist dieser Dringlichkeits-
antrag angenommen. 

Ich komme jetzt zum Dringlichkeitsantrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksa-
che 17/18268. Wer diesem Dringlichkeitsantrag seine 
Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der SPD. Gegenstimmen? 
– Das sind die CSU-Fraktion und die Fraktion der 
FREIEN WÄHLER. Stimmenthaltungen? – Keine 
Stimmenthaltung. Damit ist der Dringlichkeitsantrag 
abgelehnt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag der FREIEN WÄHLER 
auf Drucksache 17/18269 seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist 
die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Gegenstimmen? 
– Das sind die CSU-Fraktion, die SPD-Fraktion und 
die Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimm-
enthaltungen? – Keine Stimmenthaltung. Damit ist der 
Dringlichkeitsantrag abgelehnt. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/18249 bis 17/18254 sowie auf den Drucksa-
chen 17/18270 und 17/18271 werden in die zuständi-
gen federführenden Ausschüsse verwiesen.
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt und Verbraucherschutz 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Johann Häusler u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/18253 

Möglichkeit zur Senkung von Fleischbeschaukosten für Kreis-
verwaltungsbehörden schaffen! 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Benno Zierer 
Mitberichterstatter: Alexander Flierl 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Umwelt 
und Verbraucherschutz federführend zugewiesen. Der Aus-
schuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Dring-
lichkeitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 75. Sitzung am 19. Oktober 2017 beraten und mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Dringlichkeitsantrag in seiner 171. Sitzung am 15. November 
2017 mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Dr. Christian Magerl 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Johann Häusler, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans 
Jürgen Fahn, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, 
Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Prof. Dr. Michael 
Piazolo, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Wid-
mann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/18253, 17/19136 

Möglichkeit zur Senkung von Fleischbeschaukosten für Kreis-
verwaltungsbehörden schaffen! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Von der Abstimmung ausgenommen ist zum einen die Nummer 15 der Anlage. Es ist 

dies der Antrag der Abgeordneten Biedefeld, Schuster, Dr. Rabenstein und anderer, 

SPD, betreffend "Verzicht auf die Sperre frei werdender Stellen beim Zentrum Bayern 

Familie und Soziales …" auf Drucksache 17/17552, der auf Wunsch der SPD-Fraktion 

gesondert beraten werden soll, sowie zum anderen die Nummern 40 und 42 der Liste. 

Es sind dies die Dringlichkeitsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 

der SPD-Fraktion betreffend "Rechtssicherheit bei der Erhebung der Erbschaftsteuer 

wiederherstellen" und "Sonderweg bei der Erbschaftsteuer beenden" auf den Drucksa-

chen 17/18251 und 17/18270. Auch diese beiden Anträge sollen gesondert beraten 

werden. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten 

der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und der GRÜNEN. Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltung-

en! – Auch keine. Nun frage ich die fraktionslosen Abgeordneten, ob und welchem 

Fraktionsvotum diese sich anschließen wollen. – Diese enthalten sich. Damit wird das 

protokollarisch so festgehalten. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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